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Geschäftsordnung für die Bezirksausschüsse 
 

Vom 8. Mai 1978 
(zuletzt geändert durch Stadtratsbeschluss vom 30.05.2001) 

 
 
 

Der Stadtrat der Stadt Ingolstadt erläßt auf-
grund der Art. 23, 60 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Dezember 1973 (GVBl. S. 
599), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.07.1977 (GVBl. S. 333), und des § 13 der Sat-
zung über die Bildung von Stadtbezirken und 
Bezirksausschüssen (Stadtbezirkssatzung) vom 
08.05.1978 folgende Geschäftsordnung: 
 
 
§ 1 Zuständigkeit im allgemeinen 
 
Die Rechte der Bezirksausschüsse sind in der 
Gemeindeordnung und in der Satzung über die 
Bildung von Stadtbezirken und Bezirksaus-
schüssen (Stadtbezirkssatzung) geregelt. Die 
Geschäftsordnung enthält die Ausgestaltung 
dieser Rechte und regelt das Verfahren. 
 
 
§ 2 Anhörung und Unterrichtung 
 
(1) Die Fälle der Anhörung oder Unterrich-
tung gemäß §§ 5 und 6 der Stadtbezirkssatzung 
sind in einem Katalog erfaßt, der als Anlage 
Bestandteil dieser Geschäftsordnung ist. 
(2) Auf besondere Aufforderung soll die 
Stadtverwaltung im Rahmen ihrer personellen 
Möglichkeiten sachkundige Dienstkräfte zu den 
Sitzungen der Bezirksausschüsse entsenden, 
sofern dies wegen des Umfangs, der Schwierig-
keit oder der Strittigkeit einzelner zu behan-
delnder Angelegenheiten zweckmäßig er-
scheint. 
 
 
§ 3 Einwohnerversammlungen 
 
(1) Soweit neben der Abhaltung von Bürger-
versammlungen noch ein Bedürfnis vorhanden 
ist, können durch den Bezirksausschuß mit 
Zustimmung des Oberbürgermeisters zusätzlich 
in den einzelnen Stadtbezirken oder -teilen von 
ihnen Einwohnerversammlungen abgehalten 
werden. 
(2) Die Vorschriften der Gemeindeordnung 
über Bürgerversammlungen finden auf die 
Einwohnerversammlungen keine Anwendung. 
(3) Anträge der Einwohnerversammlungen 
werden vom Bezirksausschuß behandelt. 
 

 
§ 4 Vorsitz in den Einwohnerver- 
 sammlungen 
 
(1) Den Vorsitz in den Einwohnerversamm-
lungen führt der Vorsitzende des Bezirksaus-
schusses oder ein von ihm beauftragter Stellver-
treter.  
(2) Der Vorsitzende in der Einwohnerver-
sammlung hat unter anderem insbesondere das 
Recht, die Versammlung zu eröffnen und zu 
schließen, das Wort zu erteilen und zu entzie-
hen, Abstimmungen abzuhalten und Teilneh-
mer bei ungebührlichem Verhalten zur Ord-
nung zu rufen oder aus dem Versammlungs-
raum zu weisen. 
 
 
§ 5 Vorsitz in den Bezirksausschüssen 
 
(1) Den Vorsitz in jedem Bezirksausschuß 
führt ein aus seiner Mitte gewählter Vorsitzen-
der. Er vertritt den Bezirksausschuß nach außen 
und ist befugt, in eigener Zuständigkeit anstelle 
des Bezirksausschusses dringende Angelegen-
heiten selbst zu erledigen; hiervon hat er jedoch 
dem Bezirksausschuß in dessen nächster Sit-
zung Kenntnis zu geben (§ 6 Abs. 3 der Stadt-
bezirkssatzung). 
(2) Der Vorsitzende bereitet die Sitzungen des 
Bezirksausschusses vor, stellt die dafür erfor-
derliche Tagesordnung zusammen und lädt zu 
den Sitzungen ein. In den Sitzungen führt er 
den Vorsitz und vollzieht die dort gefaßten 
Beschlüsse. 
 
 
§ 6 Vertretung des Vorsitzenden 
 
(1) Ist der Vorsitzende an der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen verhindert, so wird er durch den 
vom Bezirksausschuß zu wählenden stellvertre-
tenden Vorsitzenden vertreten.  
(2) Für den Vorsitz in den Sitzungen liegt ein 
Fall der Verhinderung bereits vor, wenn der zu 
Vertretende nicht im Sitzungsraum anwesend 
ist. 
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§ 7 Schriftführer 
 
(1) Jeder Bezirksausschuß wählt aus seiner 
Mitte einen Schriftführer.  
(2) Aufgabe des Schriftführers ist es unter 
anderem, den Vorsitzenden bei der Ladung zu 
den Sitzungen des Bezirksausschusses zu unter-
stützen, in den Sitzungen die Anwesenheitsliste 
zu führen und die Sitzungsniederschriften zu 
fertigen. 
(3) Ist der Schriftführer an der Erledigung 
seiner Aufgaben verhindert, so führt bis zum 
Wegfall des Hinderungsgrundes ein vom Vor-
sitzenden zu benennendes Bezirksausschußmit-
glied die Geschäfte des Schriftführers. 
 
 
§ 8 Teilnahme an den Sitzungen 
 
(1) Die Bezirksausschußmitglieder sind ver-
pflichtet, an allen Sitzungen des Bezirksaus-
schusses teilzunehmen. 
(2) Ist es einem Mitglied des Bezirksausschus-
ses nicht möglich, an einer Sitzung teilzuneh-
men, so hat es dies unter Angabe der Hinde-
rungsgründe dem Vorsitzenden rechtzeitig 
mitzuteilen. 
 
 
§ 9 Verkehr mit der Stadt Ingolstadt 
 
(1) Empfehlungen und Anträge an die Stadt 
Ingolstadt und ihre Dienststellen in wichtigen 
Angelegenheiten, die auf einem Beschluß des 
Bezirksausschusses beruhen, sind durch den 
Vorsitzenden an den Oberbürgermeister zu 
leiten.  
(2) Anträge und Empfehlungen nach Abs. 1 
sind schriftlich in zweifacher Ausfertigung und 
mit einer kurzen Begründung versehen einzu-
reichen. ,Ferner haben Anträge das Datum der 
Versammlung, in der sie gefaßt wurden, sowie 
das Abstimmungsergebnis selbst zu enthalten. 
 
 
§ 10 Sitzungen 
 
(1) Zur Beratung und Behandlung der für den 
Stadtbezirk bedeutsamen Angelegenheiten soll 
der Bezirksausschuß mindestens alle drei Mo-
nate zu einer Sitzung zusammentreten. Der 
Vorsitzende des Bezirksausschusses hat inner-
halb von drei Wochen eine Sitzung einzuberu-
fen, wenn ein Viertel der Bezirksausschußmit-
glieder unter Angabe der Beratungsgegen-
stände dies schriftlich beantragt. Die Frist be-
ginnt mit dem Eingang des Antrages beim Be-
zirksausschußvorsitzenden. 

(2) Die Bezirksausschußmitglieder sind durch 
den Vorsitzenden zu den Sitzungen zu laden. 
Einen Abdruck der Einladung erhält der Ober-
bürgermeister zur Kenntnisnahme. Diese hat 
schriftlich unter Angabe von Ort und Zeit der 
Sitzung sowie der Tagesordnung zu ergehen 
und ist den zu Ladenden unter Wahrung einer 
angemessenen Frist, d. h. möglichst drei Tage 
vor Abhaltung der Sitzung, zuzustellen. 
(3) Wird durch Beschluß des Bezirksaus-
schusses gemäß § 10 Abs. 3 der Stadtbezirks-
satzung ein Gemeindebürger zur Beratung in 
einem bestimmten Einzelfall oder Sachgebiet 
zugezogen, so ist er, falls er nicht bereits auf 
Veranlassung des Vorsitzenden oder eines 
Bezirksausschußmitgliedes bei der Sitzung, in 
der seine Beiziehung beschlossen wird, zugegen 
ist, zu der nächsten Sitzung des Bezirksaus-
schusses formell unter Angabe von Ort und Zeit 
sowie des Tagesordnungspunktes, zu dem er 
gehört werden soll, zu laden. 
 
 
§ 11 Tagesordnung 
 
(1) Die Tagesordnung für die Sitzungen des 
Bezirksausschusses wird durch den Vorsitzen-
den aufgestellt. 
(2) Darüber hinaus kann jedes Bezirksaus-
schußmitglied bis zum Beginn der Sitzung beim 
Vorsitzenden noch Antrag auf Aufnahme einer 
dringenden Angelegenheit in die Tagesordnung 
stellen. Über die Aufnahme entscheidet der 
Bezirksausschuß durch Beschluß. Findet der 
Antrag keine Aufnahme in die Tagesordnung, 
so ist er innerhalb einer Frist von 2. Monaten 
dem Bezirksausschuß zur Beratung zu stellen. 
 
 
§ 12 Öffentlichkeit der Sitzungen 
 
(1) Die Sitzungen der Bezirksausschüsse sind 
öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das 
Wohl der Allgemeinheit, berechtigte Ansprüche 
einzelner oder Interessen der Stadt entgegen-
stehen oder die Stadt Ingolstadt verlangt, daß 
ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt wird (§ 10 Abs. 5 der Stadt-
bezirkssatzung). 
(2) Zu Beginn jeder Sitzung findet in nichtöf-
fentlicher Sitzung eine Beratung und Beschluß-
fassung darüber statt, welche Tagesordnungs-
punkte in nichtöffentlicher Sitzung behandelt 
werden. Dabei ist vom Vorsitzenden bekannt-
zugeben, für welche Tagesordnungspunkte die 
Stadt Ingolstadt, d. h. die mit der Durchführung 
und Erledigung der zu beratenden Angelegen-
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heiten befaßten Dienststellen, eine nichtöffentli-
che Sitzung verlangt hat. 
 
 
§ 13 Sitzungsleitung 
 
(1) Der Vorsitzende erklärt die Sitzung für 
eröffnet. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung 
sowie die Anwesenheit der Bezirksausschuß-
mitglieder und die Beschlußfähigkeit (§ 16 Abs. 
5 dieser Geschäftsordnung) fest und gibt die 
vorliegenden Entschuldigungen bekannt. 
(2) Während der Sitzung leitet der Vorsit-
zende die Beratung und die Abstimmung und 
handhabt die Ordnung im Sitzungsraum. Zu 
diesem Zweck kann er Bezirksausschußmitglie-
der und Zuschauer, die die Sitzungsordnung 
empfindlich stören, zur Ordnung rufen und 
nach zweimaliger Mahnung aus dem Sitzungs-
raum entfernen lassen. 
(3) Der Vorsitzende schließt die Sitzung, wenn 
die Tagesordnung erledigt ist und weitere 
Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 
 
 
§ 14 Wortmeldung 
 
(1) Ein Sitzungsteilnehmer darf das Wort bei 
der Beratung eines Tagesordnungspunktes nur 
ergreifen, wenn es ihm vom Vorsitzenden erteilt 
wurde.  
(2) Der Vorsitzende erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen. 
 
 
§ 15 Vertagung eines Tagesordnungspunktes 
 
(1) Die Bezirksausschüsse können auf Antrag 
eines Mitgliedes die Beratung oder die Be-
schlußfassung über einen Tagesordnungspunkt 
vertagen.  
(2) Wird Vertagung beschlossen, so wird die 
Beratung des Tagesordnungspunktes sofort 
beendet und die Sitzung bestimmt, in der die 
Beratung spätestens fortgesetzt werden soll. 
 
 
 
§ 16 Beschlussfassung 
 
(1) Die Bezirksausschüsse entscheiden über 
die einzelnen Tagesordnungspunkte im Wege 
der offenen Abstimmung mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 
Stimmenthaltung ist unzulässig. 
(2) Die Abstimmung erfaßt grundsätzlich 
jeden Tagesordnungspunkt in seiner Gesamt-

heit. Dabei ist über den jeweils weitergehenden 
Antrag zu dem Tagesordnungspunkt zuerst 
abzustimmen. 
(3) Nach Beendigung einer Abstimmung gibt 
der Vorsitzende das Abstimmungsergebnis 
bekannt und verkündet, ob der Antrag ange-
nommen oder abgelehnt ist. 
(4) Bezirksausschußmitglieder, die einem 
Antrag nicht zugestimmt haben, können ver-
langen, daß dies in der Sitzungsniederschrift 
namentlich vermerkt wird. 
(5) Der Bezirksausschuß ist beschlußfähig, 
wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß 
geladen und die Mehrheit der Mitglieder anwe-
send und stimmberechtigt ist. 
(6) Der Vorsitzende hat sich vor Beschlußfas-
sung über jeden Tagesordnungspunkt zu über-
zeugen, ob die Beschlußfähigkeit gegeben ist. 
 
 
§ 17 Ausschluß wegen persönlicher  
 Beteiligung 
 
(1) Ein Bezirksausschußmitglied kann an der 
Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, 
wenn der Beschluß ihm selbst, seinem Ehegat-
ten, einem Verwandten oder Verschwägerten 
bis zum dritten Grad oder einer von ihm kraft 
Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürli-
chen oder juristischen Person einen unmittelba-
ren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Gleiches 
gilt, wenn ein Bezirksausschußmitglied in 
anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutach-
ten abgegeben hat. 
(2) Bezirksausschußmitglieder, die von der 
Beratung und Abstimmung zu einem bestimm-
ten Punkt der Tagesordnung ausgeschlossen 
sind, haben dies dem Vorsitzenden vor Beginn 
der Beratung unaufgefordert mitzuteilen.  
(3) Ob diese Voraussetzungen vorliegen, 
entscheidet der Bezirksausschuß ohne Mitwir-
kung des persönlich Beteiligten. 
(4) Die Mitwirkung eines wegen persönlicher 
Beteiligung ausgeschlossenen Bezirksaus-
schußmitgliedes hat die Ungültigkeit des Be-
schlusses nur zur Folge, wenn sie für das Ab-
stimmungsergebnis entscheidend war. 
(5) Ein wegen persönlicher Beteiligung von 
der Beratung und Abstimmung ausgeschlosse-
nes Bezirksausschußmitglied hat, wenn der 
betreffende Beratungsgegenstand in nichtöffent-
licher Sitzung behandelt wird, während der 
Beratung und Abstimmung den Sitzungsraum 
zu verlassen. 
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§ 18 Wahlen 
 
(1) Wahlen werden in geheimer Abstimmung 
mittels Stimmzetteln vorgenommen. Sie sind 
nur gültig, wenn, sämtliche Bezirksausschuß-
mitglieder unter Angabe des Gegenstandes 
geladen sind und die Mehrheit von ihnen an-
wesend und stimmberechtigt ist. 
(2) Zur Feststellung des Wahlergebnisses wird 
vom Vorsitzenden des Bezirksausschusses ein 
Wahlausschuß gebildet. Dieser besteht aus 
einem Vorsitzenden und zwei weiteren Mit-
gliedern, die vom Vorsitzenden des Bezirksaus-
schusses aus der Zahl der Bezirksausschußmit-
glieder berufen werden.  
(3) Leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, 
die den Namen des Gewählten nicht eindeutig 
ersehen lassen, sind ungültig. Die Stimmzettel 
dürfen nicht unterschrieben sein und keine 
Zusätze enthalten oder sonstige Kennzeichen 
tragen. 
(4) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen auf sich verei-
nigt. Wird diese Mehrheit im ersten Wahlgang 
nicht erreicht, so tritt Stichwahl unter den bei-
den Bewerbern mit den höchsten Stimmenzah-
len ein. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet das Los. 
(5) Haben im ersten Wahlgang von mehreren 
Bewerbern drei oder mehr die gleiche höchste 
Stimmenzahl erhalten oder stehen an zweiter 
Stelle zwei oder mehr Bewerber mit gleichen 
Stimmenzahlen, so entscheidet das Los darüber, 
wer von den Bewerbern mit gleicher Stimmen-
zahl in die Stichwahl kommt. Bei Stimmen-
gleichheit in der Stichwahl entscheidet gleich-
falls das Los. Das Los zieht ein vom Bezirksaus-
schuß bestimmtes Mitglied. Die Lose stellt der 
Vorsitzende in Abwesenheit dieses Mitgliedes 
her. Der Hergang der Losziehung ist in der 
Niederschrift darzustellen. 
 
 
§ 19 Sitzungsniederschrift 
 
(1) Über die Sitzungen des Bezirksausschusses 
wird vom Schriftführer eine Niederschrift 
gefertigt. Die Niederschrift wird getrennt nach 
öffentlichen und nichtöffentlichen Tagesord-
nungspunkten geführt und vom Vorsitzenden 
und dem Schriftführer unterzeichnet. 
(2) Der Schriftführer führt eine Anwesenheits-
liste. 
(3) Die Niederschrift muß enthalten: 

1. Tag und Ort der Sitzung; 
2. die Namen des Vorsitzenden und des 

Schriftführers; 

3. die Namen der anwesenden und die 
Namen der abwesenden Bezirksaus-
schußmitglieder unter Angabe des 
Abwesenheitsgrundes sowie die Na-
men der anderen zur Beratung zuge-
zogenen Personen; 

4. Beginn und Ende der Sitzung; 
5. die behandelten Tagesordnungspunk-

te; 
6. die gestellten Anträge und Anfragen; 
7. den Wortlaut der Beschlüsse; 
8. die Abstimmungs- und Wahlergebnis-

se; 
9. die Feststellung, daß ein Beschluß mit 

der erforderlichen Mehrheit gefaßt 
wurde; 

10. bei namentlicher Abstimmung als Bei-
lage die Abstimmungsliste;  

11. einen etwaigen Vermerk nach § 16 Abs. 
4 der Geschäftsordnung.  

(4) Jede Sitzungsniederschrift wird dem Be-
zirksausschuß in seiner nächsten Sitzung zur 
Genehmigung vorgelegt. Dabei ist über die 
gegen den Inhalt der Niederschrift vorgebrach-
ten Einwendungen zu beschließen. 
(5) Die Einsicht in die Sitzungsniederschriften 
steht jedem Bezirksausschußmitglied zu. Dies 
gilt jedoch nicht für die Sitzungsniederschrift 
über die Tagesordnungspunkte einer nichtöf-
fentlichen Sitzung, von der ein Bezirksaus-
schußmitglied wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossen war.  
(6) Ein Abdruck der Sitzungsniederschrift ist 
innerhalb 4 Wochen nach jeder Sitzung dem 
Oberbürgermeister zuzuleiten. 
 
 
§ 20 Sonstiges 
 
Soweit diese Geschäftsordnung über Gegen-
stände des Geschäftsganges keine Bestimmun-
gen enthält, gilt die Geschäftsordnung für den 
Stadtrat Ingolstadt in der jeweils gültigen Fas-
sung entsprechend. 
 
 
§ 21 Aufwandsentschädigung 
 
Die Aufwandsentschädigung der 
Bezirksausschussmitglieder, der Vorsitzenden, 
der Stellvertreter und der Schriftführer ergibt 
sich aus den Bestimmungen der Satzung über 
die Bildung von Stadtbezirken und 
Bezirksausschüssen (Stadtbezirkssatzung) in 
ihrer jeweiligen Fassung. 
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§ 22 Übergangsregelungen 
 
Für die Zeitspanne zwischen der Beendigung 
der Amtszeit eines jeden Bezirksausschusses 
und dem Zusammentritt des neu bestellten 
Bezirksausschusses führt der Bezirksausschuß 
die Geschäfte kommissarisch weiter. Sitzungen 
sind in dieser Zeitspanne nur für die Erledigung 
dringender Angelegenheiten einzuberufen. 
 
 

§ 23 Inkrafttreten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt gleichzeitig mit 
der Stadtbezirkssatzung vom 8. Mai 1978 in 
Kraft. 
 
 
 
 
 
 

 


